Anzeige- und Auskunftspflicht von Schulpflegen,

Schulleitungen und Lehrpersonen

1. Allgemeines

1.1 Das Amtsgeheimnis

Behörden, Schulleitungs- und Lehrpersonen unterstehen der Schweigepflicht 
(§ Gemeindegesetz, LS 131.1; § 51 Personalgesetz, LS 177.10). Sie sind verpflichtet, in Amts- und Dienstsachen Verschwiegenheit zu beobachten, soweit es sich um Tatsachen und Verhältnisse handelt, deren Geheimhaltung das Interesse der Gemeinde oder der beteiligten Privaten erfordert. Die Mitglieder der Schulpflege und die Schulleitungs- und Lehrpersonen sind somit von Gesetzes wegen verpflichtet, grundsätzlich alles im Zusammenhang mit ihrer Arbeit Gehörte, Gesehene und Gelesene vertraulich zu behandeln.

1.2 Die Entbindung vom Amtsgeheimnis

Art. 320 Ziff. 2 Strafgesetzbuch (StGB) gewährt demjenigen Straffreiheit, der geheim-haltungspflichtige Tatsachen mit schriftlicher Einwilligung seiner vorgesetzten Behörde preisgibt. Dies bedeutet, dass die Schulleitungs- und Lehrpersonen bei der Schulpflege, die Schulpflegemitglieder beim Bezirksrat um Entbindung vom Amtsgeheimnis nach-zusuchen haben. Stellt sich die Frage der Zeugnispflicht in Zivil- oder Strafprozessen 
(vgl. Ziffer 2.2 und 2.3) kann die Ermächtigung zur Aussage vom Präsidenten oder der Präsidentin der zuständigen Behörde verfügt werden. Im entsprechenden behördlichen Schreiben muss festgehalten werden, gegenüber wem die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller zur Äusserung ermächtigt ist. Die Einwilligung darf jedoch nicht beliebig, sondern nur zugunsten von Interessen erfolgen, die im konkreten Fall höher einzustufen sind als das Geheimhaltungsinteresse.

Eine Ermächtigung ist durch mindestens den Präsidenten bzw. die Präsidentin zu unterschreiben und kann wie folgt aussehen:

„Entbindung vom Amtsgeheimnis von Frau/Herr ..............................

Frau/Herr................... ‚ Lehrperson im Schulhaus................ wird im Sinne von Art. 320 Ziff.2 StGB für die Einvernahme im Prozess in Sachen.................. von der Schweigepflicht entbunden.“

1.3 Gesetzliche Grundlage für die Weitergabe von Personendaten

Grundsätzlich dürfen Daten gemäss § 8 Datenschutzgesetz (DSG; LS 236.1) an Drittpersonen

bekannt gegeben werden, wenn eine gesetzliche Grundlage (z.B. Fürsorgepflicht, Anzeige-pflicht) besteht, die Daten für den Empfänger zur Erfüllung seiner öffentlichen Aufgabe notwendig sind (also ein Fall von Amtshilfe vorliegt) oder wenn die betroffene Person in die Bekanntgabe einwilligt. Konkret heisst dies, dass Daten, welche sich auf eine bestimmte Person beziehen (dazu gehören auch Auskünfte) nur weitergegeben werden dürfen, wenn die Schulpflege, die Schulleitung, die Schulverwaltung oder eine Lehrperson durch einen Rechtserlass dazu ermächtigt bzw. verpflichtet ist oder die Stelle, der die Daten zugestellt werden sollen, diese benötigt, um eine öffentliche Aufgabe zu erfüllen (vgl. Beispiele Ziffer 1.4). Mit Einverständnis der betroffenen Person (respektive bei Schülerinnen und Schülern der Sorgeberechtigten) können die Daten problemlos weiter gegeben werden. Sofern keine dieser Voraussetzungen erfüllt ist, sind Schulpflegemitglieder, Schulleitung, Schulverwaltung und Lehrpersonen nicht berechtigt, Personendaten, die sie bei ihrer Arbeit erfahren haben, einer anderen Behörde, Institution oder Privatperson bekanntzugeben.

Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass das Datenschutzgesetz in hängigen Verfahren der Zivil-, Verwaltungs- und Strafrechtspflege nicht gilt (§ 3 lit. b DSG), da in diesen Bereichen entsprechende Spezialbestimmungen existieren.

1.4. Verhältnis Amtsgeheimnis – Datenschutz

Liegt eine gesetzliche Grundlage zur Bekanntgabe von Daten vor, ist keine Entbindung von der Schweigepflicht im Sinne von Art. 320 Ziff. 2 StGB erforderlich. Die betroffenen Personen entscheiden selbständig, ob sie die Daten bekannt geben wollen oder nicht. Obwohl sie dem Amtsgeheimnis gemäss Art. 320 StGB unterstehen, machen sie sich in diesem Fall nicht strafbar; die gesetzliche Grundlage gilt als Rechtfertigungsgrund.
Beispiel: Die Schulpflege übermittelt der Vormundschaftsbehörde Daten einer Schülerin, die von

den Eltern seit längerer Zeit weder betreut noch beaufsichtigt wird und regelmässig zu spät oder

gar nicht zum Unterricht erscheint. Die in § 51 Volksschulgesetz (VSG; LS 412.100) statuierte

Meldepflicht, stellt die notwendige gesetzliche Grundlage für diese Datenweitergabe dar (vgl.

auch Ziff. 2.4).

Benötigt ein öffentliches Organ zur Erfüllung seines gesetzlichen Auftrags Informationen, so

kann es im Einzelfall um Amtshilfe nachsuchen. Auch in diesem Fall ist für die Auskunft gebende Person keine Entbindung von der Schweigepflicht notwendig. Die Strafbarkeit entfällt, da ein Rechtfertigungsgrund vorliegt. Selbstverständlich muss fallweise die Verhältnismässigkeit geprüft werden. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe der Daten besteht nur, wenn diese zur Erfüllung der Aufgabe der anfragenden Stelle notwendig und geeignet sind.

Beispiel: Liegt bei einer Gemeinde ein Einbürgerungsgesuch vor, hat diese laut kantonaler Bürgerrechtsverordnung u.a. abzuklären, ob der Gesuchssteller oder die Gesuchsstellerin in die

schweizerischen Verhältnisse eingegliedert und mit den schweizerischen Lebensgewohnheiten,

Sitten und Gebräuche vertraut ist. Hat die Einbürgerungskommission der Gemeinde konkrete

Hinweise erhalten, dass ein Schüler sich nicht für die Einbürgerung eigne, da er in der Schule

durch wiederholte Gewalttätigkeit gegenüber anderen Schülerinnen und Schülern und Sachbeschädigungen auffalle, kann sie die Schule (Schulpflege oder Schulleitung) anfragen, ob zu diesem Sachverhalt Angaben gemacht werden können. Diese Auskunft kann die Schulpflege oder Schulleitung im Rahmen der Amtshilfe gewähren.

Willigt eine betroffene Person (oder bei Schülerinnen und Schülern die Sorgeberechtigten) im

Einzelfall ein, können Daten ebenfalls ohne Entbindung von der Schweigepflicht bekannt gegeben werden. Die Einwilligung gilt als Rechtfertigungsgrund.

2. Die Anzeige- und Auskunftspflichten im Einzelfall

2.1 Anzeigepflicht von strafbaren Handlungen

Gemäss § 21 Strafprozessordnung (StPO; LS 321) haben Behörden und Beamte ihnen bekannt

gewordene strafbare Handlungen anzuzeigen, die sie bei der Ausübung ihrer Tätigkeit wahrnehmen.Voraussetzung dieser Anzeigepflicht ist ein erheblicher und konkreter Tatverdacht.

Ausgenommen von der Pflicht, aber zur Anzeige berechtigt, sind Beamte, deren berufliche Aufgabe ein persönliches Vertrauensverhältnis zu einem Beteiligten oder zu einem seiner Angehörigen voraussetzt. Aus dieser gesetzlichen Bestimmung geht hervor, dass Lehrpersonen, die auf das Vertrauen ihrer Schülerinnen und Schüler angewiesen sind, um ihre Tätigkeiten gut erfüllen zu können,nicht verpflichtet aber berechtigt sind, ihnen bekannt gewordene strafbare Handlungen von Schülerinnen und Schülern oder deren Eltern und Geschwister anzuzeigen. Auf die Schwere des Delikts kommt es dabei nicht an. Die Lehrperson hat - allenfalls nach Rücksprache mit der Schulleitung oder Fachpersonen, denen sie den Fall anonym schildern kann - zu entscheiden, ob in Anbetracht der konkreten Umstände, der gesamten Situation des betreffenden Kindes oder Jugendlichen und der Art und Schwere des Delikts eine Anzeige als sinnvoll und notwendig erachtet wird oder nicht. Verzichtet die Lehrperson auf eine Strafanzeige, entbindet sie dies nicht davon, pädagogisch zu handeln. Die Schulpflege hat bei einem erheblichen und konkreten Verdacht auf eine strafbare Handlung Anzeige zu erstatten, da sie zu den Schülerinnen und Schülern und deren Angehörigen nicht in einem persönlichen Vertrauensverhältnis im Sinne von § 21 StPO steht. Schulleitungspersonen haben im Einzelfall zu entscheiden, ob sie sich auf ein Vertrauensverhältnis berufen können oder nicht.

2.2 Aussagepflicht als Zeugin oder Zeuge in einem Strafprozess

Grundsätzlich können Schulpflegemitglieder, Schulleitungspersonen und Lehrpersonen Zeugen

im Sinne von § 128 StPO sein. Sie unterliegen der allgemeinen Zeugnispflicht und haben einer Vorladung des Gerichts Folge zu leisten. Da sie aber dem Amtsgeheimnis unterstehen, setzt ihre Aussage eine schriftliche Ermächtigung der vorgesetzten Behörde (Schulpflege oder Bezirksrat) voraus. In der Vorladung als Zeuge liegt das Gesuch um Ermächtigung zur Aussage. Es ist Sache der vorgeladenen Person, den Entscheid der vorgesetzten Behörde einzuholen. Die Behörde wägt bei ihrem Entscheid das Interesse an der Notwendigkeit der Zeugenaussage zur Wahrheitsfindung gegen das Interesse der Verwaltung sowie allenfalls Privater an der Geheimhaltung bestimmter Umstände ab.
2.3 Aussagepflicht in einem Zivilprozess

Gemäss § 159 Ziff. 2 Zivilprozessordnung (LS 271) dürfen in einem Zivilprozess (z.B. in einem Scheidungsverfahren) Aussagen über Amtsgeheimnisse verweigert werden, solange die zuständige Behörde den Zeugen nicht zur Aussage ermächtigt bzw. vom Amts-geheimnis entbunden hat. Der Zeuge hat den entsprechenden Entscheid bei der zuständigen Behörde einzuholen; das Gesuch kann auch vom Gericht direkt bei der zuständigen Behörde gestellt werden. Die Behörde wägt das öffentliche Interesse und jenes privater Beteiligter an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Wahrheitsfindung im Prozess ab.

Ein denkbarer Fall im Volksschulbereich ist, dass eine Lehrperson vom Gericht eingeladen wird,

im Scheidungsverfahren von Eltern einer Schülerin oder eines Schülers auszusagen. Da die

Schulpflege für die Entbindung vom Amtsgeheimnis zuständig ist, hat die Lehrperson sofort nach Erhalt der gerichtlichen Vorladung die Präsidentin oder den Präsidenten der Schulpflege zu kontaktieren. Gemeinsam ist zu überlegen, ob die Lehrperson überhaupt aussagen möchte, ob sie aufgrund ihrer Wahrnehmungen aus der Lehrtätigkeit prozessrelevante Aussagen machen kann und ob diese dem Wohl des Kindes dienen würden. Diese verschiedenen Punkte sind gegeneinander abzuwägen, wobei das Kindswohl am stärksten zu gewichten ist. Anschliessend hat die Schulpflege - selbstverständlich am besten in Übereinstimmung mit der Lehrperson - zu entscheiden, ob diese vom Amtsgeheimnis entbunden werden soll oder nicht.

2.4 Anzeige- und Auskunftspflicht gegenüber Jugendsekretariat bzw. Vormundschaftsbehörde

Gemäss § 60 Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB; LS 230) sind

Schulpflegen, Schulleitungen und Lehrpersonen, welche in Ausübung ihrer Tätigkeit Kenntnis von einem Fall erhalten, der das vormundschaftliche Einschreiten geboten erscheinen lässt, verpflichtet, bei der Vormundschaftsbehörde Anzeige zu erstatten. 
§ 51 Volksschulgesetz (LS 412.100) hält zudem fest, dass die Schulpflege die Vormund-schaftsbehörde oder das Jugendsekretariat zu informieren hat, wenn das Wohl einer Schülerin oder eines Schülers im Sinne von Art. 307 ZGB (Gefährdung des Kindeswohls ohne dass die Eltern Abhilfe schaffen) gefährdet ist. Aufgrund dieser gesetzlichen Bestimmungen ist die Schulpflege verpflichtet, die Vormundschaftsbehörde zu informieren, wenn die Probleme einer Schülerin bzw. eines Schülers nicht nur schulischer Art sind und von der Schulbehörde aufgrund ihrer Kompetenzen nicht oder nicht alleine gelöst werden können. Die Vormundschaftsbehörde ist darauf angewiesen, gerade auch von einer Schulbehörde Informationen zu erhalten, um einem Kind die aus fürsorgerischer oder vormundschaftlicher Sicht notwendige Hilfe zukommen zu lassen (bezüglich Datenschutz, Anzeigepflichtund Datenweitergabe vgl. Ziffern 1.3 und 1.4).
3. Auskunftsrecht der Eltern ohne elterliche Sorge

Art. 275a Abs. 2 ZGB gesteht den Eltern ohne elterliche Sorge ausdrücklich ein Auskunftsrecht

zu. Demnach können diese bei Drittpersonen, die an der Betreuung des Kindes beteiligt sind,

wie namentlich bei Lehrkräften, Ärztinnen und Ärzten, in gleicher Weise wie der Inhaber oder die

Inhaberin der elterlichen Sorge Auskünfte über den Zustand und die Entwicklung des Kindes

einholen, und zwar ohne dass der sorgeberechtigte Elternteil anwesend ist. Im Schulbereich sind bezüglich Auskunftsrecht folgende Punkte zu beachten: Solange keine gerichtlichen oder vormundschaftlichen Anordnungen bezüglich Sorgerecht getroffen sind, haben beide Elternteile - auch wenn sie nicht den gleichen Wohnort haben - die elterliche Sorge inne und sind in gleicher Weise zu informieren. Mit andern Worten: Wohnen die Kinder bei nur einem Elternteil, bedeutet dies nicht, dass dieser Elternteil alleine sorgeberechtigt ist. Als Drittpersonen, die an der Betreuung des Kindes beteiligt sind, gelten die Lehrpersonen, die Schulpsychologinnen oder Schulpsychologen sowie allfällige Therapeutinnen oder Therapeuten. Nicht dazu gehören die Schulleitung oder Schulpflege, welche nicht direkt an der Betreuung des Kindes beteiligt sind, sondern vor allem die allgemeine Organisation und Führung der Schule wahrnehmen. Auskünfte an den Elternteil ohne elterliche Sorge haben sich auf den Zustand und die Entwicklung des Kindes in dem von der Drittperson betreuten Bereich (schulischer oder therapeutischer Bereich) zu beschränken. Erzieherische Fragen sowie Auskünfte über die familiären Verhältnisse sind demnach auszuklammern.

Der Elternteil ohne elterliche Sorge hat die Auskunft bei der Drittperson einzuholen (sogenannte

„Holschuld“). Allerdings genügt ein einmaliges Begehren, um durch die Lehrperson regelmässig

orientiert zu werden. Allenfalls kann die Art und Weise des Informationsflusses zwischen Lehrperson und Elternteil ohne elterliche Sorge schriftlich festgehalten werden.

Grundsätzlich sind Drittpersonen berechtigt und verpflichtet, dem Elternteil ohne elterliche Sorge

auf dessen Verlangen die genannten Auskünfte zu erteilen. Es ist Sache des sorgeberechtigten

Elternteils, die Auskunft erteilende Drittperson über allfällige Einschränkungen (gerichtliche oder

vormundschaftliche Anordnungen - und nur solche - können in seltenen Fällen da Auskunfts-recht einschränken) zu informieren. Allenfalls kann ein Auszug aus dem Scheidungsurteil oder der Verfügung der Vormundschaftsbehörde verlangt werden.

(vgl. auch das entsprechende Merkblatt: www.volksschulamt.zh.ch<Downloads<Merkblätter)

Volksschulamt

Stabsstelle

Rechtsdienst

Walchestrasse 21, Postfach

8090 Zürich

www.volksschulamt.zh.ch

Merkblatt extern

28.08.2007/FA

rechtsdienst@vsa.zh.ch

